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Rechtsprechung zum
Naturschutzrecht 2011 bis 2013
Dieser Beitrag enthält eine Übersicht über die aktuelle Rspr des VwGH und des US
zu naturschutzrechtlichen Fragen. Verbunden mit diesem Überblick werden
Anmerkungen zu den jeweiligen zugrunde liegenden Gesetzesstellen vorgenommen.
Von Paul Reichel und Peter Sander
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A. Einleitung
Beim Naturschutzrecht handelt es sich kompetenz-
rechtlich um Landesrecht, und zwar sowohl in Gesetz-
gebung als auch in Vollziehung.1) Es gewinnt sowohl
hinsichtlich seiner ökologischen Aspekte als auch sei-
ner ästhetischen (Stichwort: Landschaftsbildschutz)
und unter dem Einfluss des Europäischen Arten- und
Gebietsschutzrechts zunehmend in jenen Bereichen
an Bedeutung, die auf den ersten Blick nicht sofort
mit naturschutzrechtlichen Fragestellungen assoziiert
werden, nämlich in Bezug auf Energie- und Infrastruk-
turprojekte. Immer öfter entscheiden naturschutz-
rechtliche Fragen über die Genehmigung von Kraft-

1) Statt vieler M. Köhler, Naturschutzrecht, in Pürgy, Das Recht der
Länder II/2, 41 ff.
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werksprojekten, Energietransportleitungen, Wasser-
ver- und -entsorgungsleitungen oder Autobahnen
und Schienenverbindungen.

Die iZm vorstehend erwähnten Projekten judizier-
ten Fragen waren der Anlass, die Ansichten des VwGH
bzw des US näher vorzustellen. Zur besseren Lesbar-
keit gliedert sich der Beitrag in folgende Themenkreise,
ohne dabei Anspruch auf vollständige Erfassung der
ergangenen Erk zu erheben:
Ü Verfahrens- und Beurteilungsgegenstand;
Ü Interessenabwägung/Alternativenprüfung;
Ü unionsrechtliche Komponente: Arten- und Gebiets-

schutz.

B. Verfahrens- und Beurteilungsgegenstand

1. Keine Beurteilung mittelbarer
Auswirkungen

Im zugrundeliegenden Verwaltungsverfahren ging es
um die Bewilligung einer Forststraße.Die dagegen er-
hobene Beschwerde brachte vor, dass die Auswirkun-
gen des Projekts auf die Tier- und Pflanzenwelt nicht
berücksichtigt wurden. Durch die bisher nicht erfolgte
forstliche Nutzung hätten sich naturbelassene Wälder
entwickelt, die nur mehr selten anzutreffen seien. Bei
einer Nutzungsintensivierung bestehe die Gefahr der
Bestandumwandlung in wirtschaftlich ertragreichere
Fichtenbestände, wodurch die Lebensgrundlagen für
seltene Arten verloren gingen.

Dieser Beschwerde war kein Erfolg beschieden: Der
GH2) führte aus, dass die mit der Verwirklichung des
Projekts verbundenen Auswirkungen auf die geschütz-
ten Rechtsgüter zu beurteilen sind, nicht aber jene
Auswirkungen, die nicht mit der Errichtung der Forst-
straße selbst, sondern mit einer Bewirtschaftung des
Waldes, die durch die Forststraße ermöglicht wird,
verbunden sind. Im Verfahren sind nur die unmittel-
baren Auswirkungen des Vorhabens zu beurteilen.

Anmerkung: Die Ausführungen des GH sind nicht
neu. Nichtsdestotrotz kommt es noch immer zu
Unsicherheiten hinsichtlich der zu beurteilenden
Auswirkungen dahingehend, ob eben nicht auch
mittelbare Auswirkungen einer Maßnahme sach-
verständig zu beurteilen sein könnten. Insofern ist
es zu begrüßen, dass der GH bei seiner klaren Linie
geblieben ist.

2. Hypothetische Wiederherstellung
ist beachtlich

Im Verfahren ging es um die Genehmigung eines
Kleinwasserkraftwerks.3) Projektgemäß war vorgese-
hen, dass eine Druckrohrleitung in einen konsenslos
errichteten Forstweg verlegt werden sollte. Durch die
Errichtung dieser Forststraße sei das Landschaftsbild
nachteilig beeinträchtigt.

Die dagegen erhobene Beschwerde relevierte die
Beeinträchtigung des Landschaftsbilds durch die kon-
senslos durchgeführten Maßnahmen. Der GH führte
dazu Folgendes aus:4) Gegenstand des Verfahrens ist
das Vorhaben im projektgemäßen Umfang; die Ver-

weigerung der Bewilligung kann nicht darauf gestützt
werden, dass der Projektwerber Maßnahmen ohne Be-
willigung ausgeführt habe, und zwar selbst dann, wenn
die Folgen des konsenslosen Eingriffs nicht oder nicht
zur Gänze beseitigt werden können oder wenn infolge
der Ausführung bewilligungsbedürftiger Maßnahmen
ohne Bewilligung nicht mehr konkret feststellbar ist,
dass dadurch geschützte Güter beseitigt wurden. Die
Konsequenz der konsenslosen Ausführung von Maß-
nahmen, die nicht Gegenstand des Projekts sind, ist
ein Auftrag, den früheren Zustand bzw den den Inter-
essen des Schutzes und der Pflege der Natur möglichst
entsprechenden Zustand wieder herzustellen.

Im Verfahren war daher darauf abzustellen, inwie-
fern durch Auswirkungen des Projekts in geschützte
Güter eingegriffen wird, wobei dieser Beurteilung jenes
(hypothetische) Landschaftsbild zugrunde zu legen ist,
das sich ergäbe, wenn der rechtmäßige Zustand wieder
hergestellt bzw der dem Naturschutzinteresse mög-
lichst entsprechende Zustand hergestellt worden wäre.
In den Ausführungen der bel Beh fehlten aber sowohl
die großräumige Beschreibung des Landschaftsbilds,
wie es sich darböte, wären die nach dem Gesagten
möglichen „Rückbaumaßnahmen“ bereits durchge-
führt und in Wirkung getreten, als auch eine Darstel-
lung, inwiefern das Projekt die prägenden Elemente
des iSd soeben Gesagten vorzustellenden Landschafts-
bildes beeinträchtigen würde.

Anmerkung: Die Ausführungen des GH sind genau
zu lesen: Klar ist, dass Gegenstand eines Verfahrens
nur ein zur Genehmigung eingereichtes Projekt sein
kann. Klar ist auch, dass darauf abzustellen ist, in-
wiefern durch Auswirkungen des Projekts in natur-
schutzrechtlich geschützte Güter eingegriffen wird.
Allerdings soll bei der Vornahme von konsenslosen
Maßnahmen in einem Verfahren der sachverständi-
gen Beurteilung jenes hypothetische (hier:) Land-
schaftsbild zugrunde gelegt werden, welches sich
ergäbe, wäre der rechtmäßige Zustand wieder her-
gestellt. Nun ist eine sachverständige Beurteilung
eines hypothetischen Zustands für sich schon
schwierig, allerdings stellt sich auch die Frage, ob
auch dann ein hypothetisches Landschaftsbild zu-
grunde zu legen wäre, wenn ein vom Projektwerber
verschiedener Dritter derartige Maßnahmen vor-
nimmt. Dies würde zu dem sinnwidrigen Ergebnis
führen, dass sich ein Antragsteller diesfalls auch
solche Maßnahmen zurechnen lassen müsste, die
er gar nicht beeinflussen kann. InWirklichkeit kann
daher dieses Erk uE nur so verstanden werden, dass
nur dann, wenn der Projektwerber selbst Maßnah-
men konsenslos ausführt, er in einem allfälligen Be-
willigungsverfahren mit einer Beurteilung eines
Schutzguts konfrontiert werden kann, wie sich die-
ses ergäbe, wäre der rechtmäßige Zustand herge-
stellt.
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2) VwGH 21. 5. 2012, 2011/10/0105.
3) Zum ausführlicher geschilderten Sachverhalt siehe unten unter C.1.
4) VwGH 22. 10. 2013, 2010/10/0127.



C. Interessenabwägung und
Alternativenprüfung

Den Naturschutzgesetzen5) ist – auch abseits der uni-
onsrechtlichen Inhalte – eine Gemeinsamkeit zu ent-
nehmen, nämlich dass idR für die Erlangung einer Ge-
nehmigung die Naturschutzinteressen den Interessen
an der Umsetzung des Vorhabens gegenübergestellt
und diese gegeneinander abgewogen werden. Mitunter
ist diese eine Ermessensentscheidung darstellende
Interessenabwägung6) mit einer Alternativenprüfung
verbunden,7) vereinzelt wird auch auf bestimmte quali-
fizierte öffentliche Interessen abgestellt.8) Auch im un-
tersuchten Zeitraum hat der VwGH zur Schärfung der
Interessenabwägung beigetragen, wobei die Häufung
der E im Jahr 2013 zeigt, dass die Interessenabwägung
zunehmend an Bedeutung gewinnt.

1. Stromerzeugung aus
erneuerbarer Energie9)

Seinen Ausgang nahm der Rechtsstreit in einem Ver-
fahren zur Bewilligung eines Kleinwasserkraftwerks.
Das öffentliche Interesse am Vorhaben wurde damit
begründet, dass ohne dieses ein Leitbetrieb der Region
mit dessen Schilift und seiner Beschneiungsanlage
nicht wirtschaftlich betrieben werden könnte. Unter-
lassen – so der GH – hat es die bel Beh jedoch, im Be-
scheid konkrete Tatsachenfeststellungen zu der von ihr
angenommenen regionalwirtschaftlichen Bedeutung
des Projekts aufzunehmen, aus denen ableitbar wäre,
weshalb das zu errichtende Kraftwerk für den Weiter-
betrieb von Schilift und Beschneiungsanlage „unbe-
dingt notwendig“ sei. Dies ist aber erforderlich, um
nachprüfen zu können, welches Gewicht der Beein-
trächtigung der Naturschutzinteressen durch das Vor-
haben zukommt. Dem ist das Gewicht der durch das
Vorhaben verwirklichten anderen öffentlichen Interes-
sen gegenüberzustellen. Unter Verweis auf seine Vor-
judikatur10) bestärkte der VwGH die Anforderungen
an eine Begründung für einen aufgrund einer Interes-
senabwägung ergangenen B dahingehend, dass dieser
in qualitativer und quantitativer Hinsicht nachvoll-
ziehbare Feststellungen über jene Tatsachen enthalten
muss, von denen Art und Ausmaß der verletzten Inte-
ressen des Naturschutzes abhängen, über jene Auswir-
kungen des Vorhabens, in denen eine Verletzung die-
ser Interessen zu erblicken ist, und über jene Tatsa-
chen, die das öffentliche Interesse ausmachen, dessen
Verwirklichung die beantragte Maßnahme dienen soll.

Anmerkung: Die vom VwGH zitierte Vorjudikatur
bezieht sich auf ein Erk v 14. 7. 2011.11) Auch in die-
sem Fall hat der VwGH festgehalten, dass die Bewil-
ligung für kleinere Wasserkraftwerke nicht schon
deshalb versagt werden darf, da diese „nur“ einen
auf den ersten Blick verhältnismäßig geringen Bei-
trag zu öffentlichen Interessen leisten. Vielmehr
muss eine Interessenabwägung auf Feststellungen,
die eine entsprechende Nachprüfbarkeit ermögli-
chen, beruhen und darf nicht mehr oder weniger
pauschal die geringe Menge an erzeugtem Strom
(was bei Kleinwasserkraftwerken definitionsgemäß

bereits so sein muss) als von vornherein zu gering
ansehen, um die Naturschutzinteressen aufzu- oder
überwiegen zu können. Entscheidend ist dabei,
welche Bedeutung die beantragte Maßnahme für
den Klimaschutz hat und wie gravierend die damit
verbundenen Auswirkungen auf die geschützten
Rechtsgüter sind.

Im Ergebnis ermahnt der VwGH mit diesen Erk
zu mehr Gründlichkeit bei der Formulierung der
den B tragenden Feststellungen. Für einen sich auf
das öffentliche Interesse der Erzeugung von Energie
aus erneuerbaren Energieträgern und den damit
verbundenen klimarelevanten Auswirkungen stütz-
enden ASt bedeutet dies, dass er einen nicht unwe-
sentlichen Aufwand zur Darlegung der von seinem
Projekt verfolgten öffentlichen Interessen treiben
muss. Ob der damit verfolgte Weg der Quantifizie-
rung einzelner Aspekte der jeweils verfahrensgegen-
ständlichen öffentlichen Interessen generell eine zu
begrüßende Entwicklung darstellt, muss an dieser
Stelle freilich dahingestellt bleiben.12)

2. Vertrauen auf Widmung und trittsicheres
Wandern keine öffentlichen Interessen

In seiner E v 25. 4. 201313) musste sich der VwGH mit
einem in einem Uferstreifen gelegenen Clubhaus für
die Sportart des „Plattenwerfens“ auseinandersetzen
und der Frage nachgehen, ob dieses Gebäude im
Schutzbereich trotz überwiegenden öffentlichen In-
teresses an der Erhaltung des Landschaftsbildes und
des Naturhaushalts bestehen dürfe, wenn es – sobald
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5) Bei den im Fließtext zitierten Gesetzesstellen haben die Verfasser –
wo existent – die vom Gesetzgeber gewählte Abkürzung hinzuge-
fügt bzw eine der leichteren Lesbarkeit dienende eigene Abkürzung
verwendet. Bgld: G vom November 1990 über den Schutz und die
Pflege der Natur und Landschaft im Burgenland – Burgenländi-
sches Naturschutz- und Landschaftspflegegesetz, LGBl-B 1991/
27 idF LGBl-B 2013/79; Krnt: Krnt Naturschutzgesetz 2002 –

K-NSG 2002, LGBl-K 2002/79 idF LGBl-K 2013/85; NÖ: NÖ Na-
turschutzgesetz 2000 – NÖ NSchG, LGBl-N 5500–0 idF LGBl-N
5500–11; OÖ: Landesgesetz über die Erhaltung und Pflege der
Natur – OÖ Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001 – OÖ
NSchG, LGBl-O 2001/129 idF LGBl-O 2013/90; Sbg: Sbg Natur-
schutzgesetz 1999 – Sbg NSchG, LGBl-S 1999/73 idF LGBl-
S 2013/106; Stmk: G vom 30. 6. 1976 über den Schutz der Natur
und die Pflege der Landschaft – Steiermärkisches Naturschutzge-
setz 1976, LGBl-St 1976/65 idF LGBl-St 2013/87; Tir: Kundma-
chung der Landesregierung v 12. 4. 2005 über die Wv des Tiroler
Naturschutzgesetzes 1997 – Tiroler Naturschutzgesetz 2005 (Tir
NSchG), LGBl-T 2005/26 idF LGBl-T 2013/130; Vbg: G über Na-
turschutz und Landschaftsentwicklung, LGBl-V 1997/22 idF
LGBl-V 2014/9; W: G, mit dem das Wiener Naturschutzgesetz er-
lassen wird – Wr Naturschutzgesetz, LGBl-W 1998/45 idF LGBl-
W 2013/31.

6) Siehe zur Rolle der öffentlichen Interessen im Naturschutzrecht
grundlegend Niederhuber, Abwägungsentscheidungen im Natur-
schutz- und Forstrecht, in IUR/ÖWAV (Hrsg), Jahrbuch des öster-
reichischen und europäischen Umweltrechts 2012, 163.

7) Siehe zB § 3a Abs 2 Sbg NSchG.
8) ZB „langfristige öffentliche Interessen“ (§ 29 Abs 2 lit c Z 2 Tir

NSchG) oder „besonders wichtige öffentliche Interessen“ (§ 3a
Abs 2 Sbg NSchG).

9) VwGH 22. 10. 2013, 2010/10/0127.
10) VwGH 29. 3. 2005, 2004/10/0226; 14. 7. 2011, 2010/10/0011

RdU-LSK 2012/61.
11) VwGH 14. 7. 2011, 2010/10/0011 RdU-LSK 2012/61.
12) Krit Sander, Auch Kleinwasserkraftwerke können öffentlichen Inter-

essen dienen, www.umweltrechtsblog.at/2011/09/01/auch-klein
wasserkraftwerke-konnen-offentlichen-interessen-dienen.html
(Stand 22. 8. 2014).

13) VwGH 25. 4. 2013, 2012/10/0096.



es nicht mehr für Sportzwecke genutzt würde – voll-
ständig abgetragen und der vorherige Zustand wieder
hergestellt würde und ob sich aus der Ausweisung im
Flächenwidmungsplan als „Spiel- und Sportfläche“
trotz „naturschutzfachlich grenzwertiger Situation“ im
landwirtschaftlich geprägten Kulturraum ein gewisser
Vertrauensschutz in die Flächenwidmungsplanauswei-
sung ergibt. Dies wurde schlussendlich verneint.

Der Vollständigkeit halber erwähnt sei ein Verfah-
ren,14) in dem die Bewilligung eines Weges, der für ei-
nen Hirten zur Bewirtschaftung einer Schafalm eine
Erleichterung darstellen würde, aufgrund erheblicher
Beeinträchtigung von Naturschutzinteressen versagt
worden ist. Dagegen wurde vorgebracht, dass die Ar-
beit des Hirten mit einem entsprechenden Weg er-
leichtert bzw ein solcher es auch wenig trittsicheren
Personen ermöglicht, in diesem Gebiet zu wandern.
Dies stellt nach Ansicht des VwGH kein zu berücksich-
tigendes öffentliches Interesse dar.

Anmerkung: Abzuleiten ist aus den vorstehend be-
sprochenen Judikaten wohl nur, dass zu berücksich-
tigende öffentliche Interessen tatsächlich solche der
Öffentlichkeit sein müssen und nicht partikuläre In-
teressen. Unter öffentlichen Interessen sind daher
nur solche zu verstehen, die tatsächlich einer über
das einzelne Individuum und seiner Wahrnehmung
hinausgehenden Öffentlichkeit und deren Interes-
sen zu Gute kommen.

3. Anforderungen an die
Interessenabwägung

Ähnlich wie in den zuvor besprochenen Judikaten ur-
teilte der GH zu einer Interessenabwägung nach dem
Tir NSchG. Es ging um einen Almweg, der in ein bis-
lang nicht erschlossenes Gebiet führen sollte.15) Da
die bel Beh nicht begründet hat, warum der Almweg
einen Eingriff in das Landschaftsbild darstellte, hob
der GH den Bescheid auf. Den Anforderungen an eine
gesetzmäßige Begründung entspricht ein aufgrund ei-
ner Interessenabwägung ergangener Bescheid nur
dann, wenn er in qualitativer und quantitativer Hin-
sicht nachvollziehbare Feststellungen über jene Tatsa-
chen enthält, von denen Art und Ausmaß der verletz-
ten Interessen abhängen, über jene Auswirkungen des
Vorhabens, in denen eine Verletzung dieser Interessen
zu erblicken ist, und über jene Tatsachen, die das lang-
fristige öffentliche Interesse ausmachen, dessen Ver-
wirklichung die beantragte Maßnahme dienen soll.16)

Anmerkung: Dieses Erk reiht sich in die oben zu 1.
und 2. besprochenen E ein, wonach es bei Ermes-
sensentscheidungen darauf ankommt, dass die
Grundlagen dafür in ausreichendem Ausmaß erho-
ben und in nachprüfbarer Art und Weise in Form
von Feststellungen in den B aufgenommen werden.

4. Fremdenverkehr als öffentliches Interesse

In einem Verfahren über die Erweiterung eines Salz-
burger Schigebiets wurde eine Liftanlage bewilligt.
Auf Basis eines SV-GA wurde festgestellt, dass eine

Weiterführung der bestehenden Anlagen ohne die ver-
fahrensgegenständliche Liftanlage wirtschaftlich un-
möglich sei, sodass ein Verzicht auf das Projekt
zwangsläufig zur Schließung des Schigebiets mit nega-
tiven Konsequenzen für die in der Region bestehenden
Arbeitsplätze führen würde. Im Ergebnis sind daher
öffentliche Interessen, die in der Fremdenverkehrs-
wirtschaft begründet waren, zur Begründung der Ge-
nehmigung herangezogen worden. Dies wurde vom
VwGH17) bestätigt, da in der Fremdenverkehrswirt-
schaft begründete Interessen an einem Vorhaben als
öffentliche Interessen (auch als besonders wichtige öf-
fentliche Interessen iSd § 3a Abs 2 Sbg NSchG) anzu-
sehen sind, wenn ohne Verwirklichung des Vorhabens
wesentliche Nachteile für den Fremdenverkehr zu be-
fürchten wären bzw bei Projektverwirklichung eine
wesentliche Verbesserung für die Belange des Frem-
denverkehrs erzielt werden könnte.

Anmerkung:Diese E stellt keinen Einzelfall dar. Erst
jüngst hat der US ausgesprochen, dass ein Golfplatz
positive Auswirkungen auf die Region rund um ei-
nen Golfplatz aufweisen kann. Somit ist Tourismus
nicht nur ein maßgebliches öffentliches Interesse,
das eine Schigebietserweiterung rechtfertigen kann,
sondern auch geeignet, anderen (der Sportaus-
übung dienenden) Anlagen ein entsprechendes Ge-
wicht zu verleihen.18) Allerdings gab es bis in die
jüngste Vergangenheit auch E (ebenfalls zu Erweite-
rungen von Schigebieten), die – ohne jede Begrün-
dung – die Befassung mit Gesichtspunkten des
Fremdenverkehrs, der Schaffung von Arbeitsplätzen
und volks- und regionalwirtschaftlichen Aspekten
verweigerten.19)

5. Klima- und Naturschutz

Und noch einmal Salzburg:20) Im gegenständlichen
Sachverhalt ging es um die Errichtung von drei Wind-
kraftanlagen. Nach Abweisung des Bewilligungsan-
trags war vor dem GH strittig, ob die Windräder nach-
weislich unmittelbar besonders wichtigen öffentlichen
Interessen dienen, denen Vorrang vor den Interessen
des Naturschutzes zukommt.

Der VwGH führte aus, dass im Klimaschutz ein be-
sonders wichtiges öffentliches Interesse besteht. Ent-
scheidend ist dabei aber auch, welche Bedeutung die
Verwirklichung der konkret beantragten Maßnahme
für den Klimaschutz hat und wie gravierend die damit
verbundenen Auswirkungen auf die geschützten
Rechtsgüter sind. Im konkreten Fall hat der VwGH zu-
mindest das Überwiegen des besonders wichtigen öf-
fentlichen Interesses an derartigen klimaschutzdienen-
denMaßnahmen durch die Errichtung vonWindkraft-
anlagen verneint, da einerseits kein geeigneter Standort
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14) VwGH 25. 4. 2013, 2012/10/0118.
15) VwGH 15. 12. 2011, 2011/10/0055.
16) Hier verweist der GH auf sein Erk v 14. 11. 2011, 2010/10/0183

RdU-LSK 2012/59.
17) VwGH 21. 5. 2012, 2010/10/0147 RdU 2012/137.
18) Vgl idS US 30. 10. 2013, 5B/2012/14–51, Golfplatz Lech-Dalaas.
19) US 12. 6. 2012, 4B/2011/16–85, Hochsonnberg.
20) VwGH 13. 12. 2010, 2009/10/0020.



vorgelegen ist, andererseits aber auch, weil die zu ge-
winnende Energie in keinem wirtschaftlich angemesse-
nen Verhältnis zu den dafür eingesetzten Mitteln ge-
standen ist. Schlussendlich konnte die antragstellende
Partei nicht nachweisen, dass die gegen die Bewilligung
sprechenden Ermittlungsergebnisse unzutreffend ge-
wesen sind.

D. Arten- und Gebietsschutz (Natura 2000)

1. Artenschutz

a) Verbot des Fangens und der Tötung
geschützter Tierarten21)

In einem UVP-Verfahren zur Genehmigung einer
Wasserkraftanlage sah sich der US zu Ausführungen
veranlasst, ob Umsiedelungen geschützter Tierarten
den artenschutzrechtlichen Verbotstatbestand des
„Fangens“ (§ 13d Abs 2 Stmk NSchG 1976 bzw Art 12
Abs 1 lit a FFH-RL) erfüllen bzw ob in einem solchen
Fall eine Ausnahmebewilligung notwendig ist (§ 13d
Abs 5 Stmk NSchG bzw Art 16 FFH-RL).

Der US ging davon aus, dass ein Fangen eines Indi-
viduums, um es ohne schuldhafte Säumnis sogleich an
seinem Zielort freizulassen, kein „Fangen“ darstellt.
Für projektgemäße bzw auflagenförmig vorgeschrie-
bene Umsiedlungsmaßnahmen ist daher keine arten-
schutzrechtliche Ausnahmebewilligung erforderlich.

Anmerkung: Der Senat hat sich hier erstmals zur
noch nicht judizierten Frage geäußert, ob Umsied-
lungsmaßnahmen von geschützten Tierarten den
Verbotstatbestand des „Fangens“ erfüllen. Das dt
BVerwG hat diese Frage bislang ausdrücklich offen-
gelassen.22) Der US hat sich hier der – soweit über-
blickbar – im Schrifttum vorherrschenden Ansicht
angeschlossen, wonach das „Fangen“ neben dem
Entzug der Bewegungsfreiheit eine gewisse Dauer
des Entzugs voraussetzt.23)

b) Verbot der Beschädigung oder Vernichtung
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten24)

Ausgangspunkt war ein Verfahren zur Genehmigung
einer Holzrecycling-Anlage. Strittig war, unter wel-
cher Voraussetzung der artenschutzrechtliche Ver-
botstatbestand der Zerstörung oder Beschädigung
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 31 Abs 2
Sbg NSchG 1999 bzw Art 12 Abs 1 lit d FFH-RL) aus-
gelöst wird.

Die ErstBeh ging davon aus, dass dieser Verbotstat-
bestand nicht verwirklicht wird. Es sei darauf abzustel-
len, ob die Funktion der betroffenen Fortpflanzungs-
und Ruhestätten von den verbleibenden oder noch
zu schaffenden Fortpflanzungs- und Ruhestätten un-
eingeschränkt miterfüllt werden könnte. Dies sei unter
Berücksichtigung der von den ASV vorgeschlagenen
Auflagen der Fall. Demgegenüber ging die belBeh da-
von aus, dass durch die Anlage eine Reihe geschützte
Tierarten betroffen wäre und in deren Lebensraum
eingegriffen werde.

Der VwGH traf nun folgende Kernaussagen:
Ü Gegenstand der Prüfung, ob es zu einer Zerstörung

oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten geschützter Tiere kommt, ist die gegen-
ständliche Anlage in der Form, in der sie in die
Realität umgesetzt wird. Die Wirkung der in die Be-
willigung aufzunehmenden Auflagen und der bean-
tragten Ausgleichsmaßnahmen ist in die Beurtei-
lung einzubeziehen.

Ü Unter Bezugnahme auf die Judikatur des dt
BVerwG25) führte der GH aus, dass der genannte
Verbotstatbestand dann nicht ausgelöst wird, wenn
– unter Berücksichtigung der vorgeschriebenen
Auflagen, Ersatz- bzw Ausgleichsmaßnahmen –
die ökologische Funktion der betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zu-
sammenhang weiterhin erfüllt wird.

2. Gebietsschutz (Natura 2000)

a) Bloße Möglichkeit einer erheblichen
Beeinträchtigung eines Europaschutzgebiets
führt nicht zwingend zur Abweisung eines
Bewilligungsantrags

Im bereits erwähnten (siehe oben D.1.b) Verfahren zur
Genehmigung einer Holzrecycling-Anlage hatte sich
der GH26) auch mit Fragen des Gebietsschutzes zu be-
schäftigen, da diese an ein Europaschutzgebiet grenzte.
Das Europaschutzgebiet ist bereits in die Liste der Ge-
biete von gemeinschaftlicher Bedeutung aufgenom-
men worden. Das Gebiet nach FFH-RL sowie jenes
nach VSch-RL überlappen sich teilweise in räumlicher
Hinsicht.

Nach § 22 a Sbg NSchG sind für Europaschutzge-
biete durch V Schutzbestimmungen zu erlassen; eine
derartige V war noch nicht erlassen worden, sodass
§ 22b Sbg NSchG über den vorläufigen Schutz noch
nicht ausgewiesener Gebiete zum Tragen kam. Gem
§ 22b Abs 3 Sbg NSchG ist eine Bewilligung zu ertei-
len, wenn die Maßnahme keine Verschlechterung der
geschützten Lebensräume und keine erhebliche Stö-
rung der geschützten Arten bewirken kann und über-
dies dem Ziel der Erhaltung oder Schaffung eines güns-
tigen Erhaltungszustands dieser Lebensräume oder Ar-
ten nicht zuwiderläuft.

Die ASV kamen in ihrem Gutachten zum Schluss,
dass eine Verschlechterung geschützter Lebensräume
oder eine erhebliche Störung geschützter Arten nicht
zu erwarten sei und auch dem Ziel der Erhaltung oder
Schaffung eines günstigen Erhaltungszustands dieser
Lebensräume nicht widersprochen werde. In der be-
kämpften E wurde jedoch ausgeführt, für die Versa-
gung der Bewilligung reiche bereits die bloße Möglich-
keit einer erheblichen Beeinträchtigung bzw Ver-
schlechterung oder erheblichen Störung aus.

Diese Ansicht wurde vom GH nicht geteilt: § 22b
Abs 2 und 3 Sbg NSchG sieht wie die FFH-RL ein zwei-
stufiges System vor, das die Bewilligungspflicht be-
stimmter Maßnahmen und die Kriterien für deren Be-
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willigungsfähigkeit festlegt. Die bloße Möglichkeit ei-
ner erheblichen Beeinträchtigung von natürlichen Le-
bensräumen oder Tier- und Pflanzenarten, für die ein
günstiger Erhaltungszustand erhalten oder wiederher-
gestellt werden soll, bewirkt die Bewilligungspflicht ei-
nes Vorhabens.

Für die Bewilligung eines Projekts gilt aber ein an-
derer Maßstab. § 22b Abs 3 Sbg NSchG nennt das
Verbot der Verschlechterung bzw der erheblichen Stö-
rung und das Fehlen eines Widerspruchs zum Ziel der
Erhaltung und Schaffung eines günstigen Erhaltungs-
zustands von Lebensräumen und Arten. In den Beila-
gen zur Sbg NSchG-Nov 200127) heißt es, dass „Maß-
nahmen, die das geschützte Gebiet erheblich beeinträch-
tigen könnten, falls sie überhaupt verwirklicht werden
können, nur mit Bewilligung der Naturschutzbehörde
zulässig sind.“ Daraus folgt, dass auch der Gesetzgeber
davon ausging, dass Maßnahmen, die an sich geeignet
sind, erhebliche Beeinträchtigungen hervorzurufen,
dennoch bewilligt werden können.NotwendigeGrund-
lage der E ist die Prüfung, ob zu erwarten ist, dass das
Vorhaben zu den genannten Beeinträchtigungen füh-
ren wird. Die bloße Möglichkeit der erheblichen Beein-
trächtigung bzw Verschlechterung reicht nicht für die
Abweisung des Antrags aus.

b) Land- und Forstwirtschaft in
einem Natura 2000-Gebiet

Ausgangspunkt war ein Bescheid, mit dem untersagt
wurde, auf bestimmten Grundstücken die Weide aus-
zuüben und Maßnahmen der Verbesserung der Wei-
defläche (und somit Verschlechterung des Auwalds)
durchzuführen, bis der Grauerlenjungwuchs eine
Höhe von 1,5m erreicht hat, jedoch zumindest bis
zum 31. 12. 2022. Weiters wurden die Bf verpflichtet,
für denselben Zeitraum eine bestimmte Fläche vor Be-
weidung zu schützen.

Begründet wurde dies damit, dass es sich bei den
Grauerlen-Auwaldflächen um Strukturen handle, die
von grundlegender Bedeutung für die Ausweisung als
Natura 2000-Gebiet gewesen seien. Die Fläche sei über
Jahre so behandelt worden, dass aufgrund der Bewei-
dung ausreichender Jungwuchs fehle. Die nunmehr
vorgeschriebenen Maßnahmen seien notwendig, um
Verschlechterungen für den als Erhaltungsziel für das
Natura 2000-Gebiet gemeldeten Gebirgsauwald entge-
genzutreten.

Die Bf brachten vor, dass die Grauerlenwälder nicht
für die Ausweisung als Natura 2000-Gebiet maßgeblich
gewesen seien. V über die jeweiligen Erhaltungsziele
und die zur Erreichung eines günstigen Erhaltungszu-
stands notwendigen Regelungen sowie die notwendi-
gen Erhaltungsmaßnahmen (Bewirtschaftungspläne)
seien nicht erlassen worden. Die ausgeübte Weide
stelle eine übliche landwirtschaftliche Nutzung dar,
die gem § 14 Abs 3 Tir NSchG 2005 mangels anderer
Bestimmungen in einem Bewirtschaftungsplan nicht
als Beeinträchtigung des günstigen Erhaltungszustands
gelte.

Der GH28) hielt dazu fest, dass die Grauerlenwälder
bei der Namhaftmachung des Gebiets zur Aufnahme
in die Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-

tung im betreffenden Standarddatenbogen als Erhal-
tungsziel aufgenommen wurden. Ungeachtet dessen,
dass eine V über die Erhaltungsziele bisher nicht erlas-
sen wurde, sind daher die Bestimmungen für Natura
2000-Gebiete mit der Maßgabe anzuwenden, dass an
die Stelle der festgelegten Erhaltungsziele der Schutz
dieses in den Standarddatenblättern enthaltenen Le-
bensraums tritt.

Nach § 14 Abs 3 Tir NSchG 2005 gelten Maßnah-
men der üblichen land- und forstwirtschaftlichen Nut-
zung nur dann als Beeinträchtigung des günstigen Er-
haltungszustands, wenn sich dies aus Bewirtschaf-
tungsplänen (bzw Vereinbarungen im Rahmen des
Vertragsnaturschutzes) ergibt. Ein Bewirtschaftungs-
plan bzw eine Vereinbarung, wonach die Ausübung
der Weide im gegenständlichen Gebiet unzulässig ist,
bestand nicht. Ob die Beweidung eine Beeinträchti-
gung des günstigen Erhaltungszustands darstellen
kann, hing daher davon ab, ob es sich dabei um eine
„Maßnahme der üblichen land- und forstwirtschaftli-
chen Nutzung“ handelt.

Unter solchen Maßnahmen sind nach § 3 Abs 1 Tir
NSchG 2005 Tätigkeiten zu verstehen, die zur Hervor-
bringung und Gewinnung land- und forstwirtschaftli-
cher Erzeugnisse mit Hilfe der Naturkräfte unter An-
wendung der nach dem jeweiligen Stand der Technik,
der Betriebswirtschaft und der Biologie gebräuchlichen
Verfahren dienen. Nach den Gesetzesmaterialien fällt
die Umwandlung von Weide- oder Ackerland in Wald
oder umgekehrt nicht darunter.

Darüber hinaus darf gem § 37 Abs 1 ForstG durch
die Waldweide die Erhaltung des Waldes und seiner
Wirkungen nicht gefährdet werden. Die „übliche land-
und forstwirtschaftliche Nutzung“ eines Waldes als
Weide kann daher nur in solchen Maßnahmen beste-
hen, bei denen der forstliche Bewuchs erhalten bleibt.
Die Ausübung der Waldweide erfolgte aber so, dass
der forstliche Bewuchs nicht bestehen bleiben konnte,
weshalb es sich nicht um eine Maßnahme der üblichen
land- und forstwirtschaftlichen Nutzung handelt.

c) „Faktisches Vogelschutzgebiet“
Im bereits erwähnten Verfahren zur Erweiterung eines
Schigebiets (siehe oben C.4.)29) brachte der Landes-
umweltanwalt vor, aufgrund der Nutzung des Raumes
als langjähriges Brutgebiet des Blaukehlchens müsse
von einem „faktischen Vogelschutzgebiet“ ausgegan-
gen werden.

Nach den Ausführungen des GH hätte eine solche
Annahme zunächst zur Voraussetzung, dass aufgrund
bestimmter Tatsachen (Abgrenzung des Gebiets,
Populationsdichte, Artendiversität usw) die Wertigkeit
des vom Vorhaben beeinflussten Gebiets beurteilt und
mit anderen in Betracht kommenden Gebieten in Be-
ziehung gesetzt werden kann. Eine diesen Anforderun-
gen entsprechende, eine vergleichende Bewertung er-
möglichende Darlegung, enthielt die Beschwerde mit
ihrem Vorbringen nicht.

RdU

198 Ü Paul Reichel und Peter Sander Ü Rechtsprechung zum Naturschutzrecht 2011 bis 2013 RdU [2014] 05

[NATURSCHUTZRECHT]

27) Nr 920 Blg LT, 3. Session, 12. GP zu § 22b.
28) VwGH 24. 7. 2013, 2012/10/0144.
29) VwGH 21. 5. 2012, 2010/10/0147 RdU 2012/137.



RdU [2014] 05 Ü Paul Reichel und Peter Sander Ü Rechtsprechung zum Naturschutzrecht 2011 bis 2013 199

[NATURSCHUTZRECHT]

Anmerkung: Dieses Judikat behandelt den von Vor-
habensgegnern gern gespielten „Klassiker“, die Be-
einträchtigung von faktischen Vogelschutzgebieten
geltend zu machen. Auch in Deutschland ist es st
Rspr,30) dass mit dem Fortschreiten des mitglied-
staatlichen Auswahl- und Meldeverfahrens auch
die prozessualen Darlegungsanforderungen für die
Behauptung, es gäbe ein faktisches Vogelschutzge-
biet, steigen.

d) Ausgleichsmaßnahmen zur Sicherung
der globalen Kohärenz von Natura 2000

In diesem Verfahren ging es um die Umwandlung ei-
ner geschützten Mähwiese in einen Weingarten in ei-
nem Stmk Europaschutzgebiet. Die LReg sprach eine
Genehmigung aus, da der Verlust der Mähwiese „ver-
träglich“ erscheint. Ihre Ansicht über die Unerheblich-
keit der Beeinträchtigung stützte die Beh auf den im
angef B wiedergegebenen Plan und dessen „optische
Bewertung“.

Der B wurde aufgehoben. Inhaltlich stellte der
GH31) klar, dass Ausgleichsmaßnahmen gem § 13b
Abs 5 Stmk NSchG (vgl Art 6 Abs 4 FFH-RL) dem
Ausgleich der durch ein gem § 13b Abs 3 Stmk NSchG
bewilligtes Projekt bewirkten Beeinträchtigung von
Naturschutzinteressen dienen müssen. Solche Maß-

nahmen können nicht dazu führen, ein an sich eine
wesentliche Beeinträchtigung des Schutzzwecks bewir-
kendes Projekt als solches anzusehen, das gem § 13b
Abs 2 Stmk NSchG bewilligt werden kann.

E. Ausblick
Va die von der FFH-RL und der VSch-RL unionsrecht-
lich determinierten Bereiche der Naturschutzgesetze
haben in den jeweiligen Genehmigungsverfahren im-
mer mehr an Bedeutung erlangt. Insofern ist es zu be-
grüßen, dass durch die hier besprochenen E einzelne
Rechtsfragen einer Klärung zugeführt werden konnten,
wobei die dargestellte Rspr im Wesentlichen von sach-
gerechten und pragmatischen Überlegungen geleitet zu
sein scheint. Auch die Ausführungen zur Abwägung
der öffentlichen Interessen lassen darauf schließen,
dass der GH naturschutzrechtlich geschützten Interes-
sen nicht einseitig den Vorzug gibt, sondern andere
Gemeinwohlbelange mit dem richtigen Augenmaß be-
urteilt. Zu erwarten ist, dass sich für die Rspr vermehrt
die Gelegenheit bieten wird, sich zu noch nicht geklär-
ten Fragen äußern zu können.

Ü

Ü In Kürze
Die E des VwGH bzw des US zu naturschutzrechtlichen
Fragestellungen haben in der jüngeren Vergangenheit
zwar keine großen Umwälzungen gebracht, allerdings gibt
es durchaus einige wichtige Klarstellungen zu immer
wieder auftretenden Detailfragen.
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